
Bundessozialgericht

“ “ 66/83 Im Namen des ankes

Verkündet am
[theil

22. März 198ü

in dem Rechtsshe■

........|IOOOODOOOOCOOOOCIIOIOOI......OIOOOOIU......OI...’

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:
. ..... ‚............................,

g e g e n

.0Inon..00...otocoooo'ooooooooonoo.......oooooooooooooiooo,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 22. März 198H

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 27. September 1983 auf-

gehoben.

Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e

Streitig sind die Gewährung eines Altersruhegeldes nach dem An-

gestelltenversicherungsgesetz (AVG) und eine Beitragsbeanstan-

dung.

Der im Mai 1909 geborene Kläger, der zum Kreis der rassisch Ver-

folgten gehört, wanderte im Juni 193“ in die Vereinigten Staaten

aus, ist seit Juli 1940 amerikanischer Staatsbürger und bezieht

seit 197“ ein Altersruhegeld der US—Social Security. 1980 kehrte

er nach Deutschland zurück und übte vom 1. Dezember 1980 bis

15. Februar 1981 eine Beschäftigung als Angestellter bei dem

Steuerberater Prof. Dr. R. (R.) in H.
_

aus, für

die Rentenversicherungsbeiträge entrichtet wurden.

Im November 1980 meldete der Kläger Ansprüche aus dem deutsch-

amerikanischen Sozialversicherungsabkommen (DASVA) vom 7. Januar

1976 (BGBl 11,1358) iVm dem Gesetz zur Wiedergutmachung natio-

nalsozialistischen Unrechts in der Sozialversicherung (WGSVG),

insbesondere auf Nachentrichtung, an und beantragte im Februar

1981 Altersruhegeld nach dem AVG. Die Beklagte lehnte die Zulas-

sung einer Nachentrichtung sowie die Gewährung des Altersruhe-

geldes mit Bescheiden vom 12. Januar 1982 ab; beim Altersruhe-

geld hielt sie die Wartezeit für nicht erfüllt. Dabei berief sie

sich ua darauf, daß der Kläger in der Zeit vom 1. Dezember 1980

bis 15. Februar 1981 wegen des amerikanischen Altersruhegeldes
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gemäß 5 6 Abs 1 Nr 1 AVG iVm Nr 7a des Schlußprotokolls zum DASVA

versicherungsfrei gewesen sei; die für diese Zeit entrichteten

Pflichtbeiträge könnten bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse

H. zurückgefordert werden. Hiergegen erhob der Kläger

Widerspruch. Die Beklagte beanstandete sodann mit Bescheid vom

15. Februar 1982 die für die Zeit vom 1. Dezember 1980 bis

15. Februar 1981 entrichteten Beiträge, womit sich der Kläger

ebenfalls nicht einverstanden erklärte. Durch Widerspruchsbe—

scheid vom 6.Mai 1982 wurden die Widersprüche des Klägers zu-

rückgewiesen.

In der mit Schriftsatz vom 27. Mai 1982 erhobenen Klage bean-

tragte der Kläger, die Beklagte unter Berücksichtigung einer

verfolgungsbedingten Ersatzzeit von Juni 193“ bis Dezember 19ü9

und der Versicherungszeit vom 1. Dezember 1980 bis 15. Februar

1981 zur Gewährung von Altersruhegeld zu verurteilen; er sei in

dieser Zeit versicherungspflichtig gewesen. Die Klage hatte in

den Vorinstanzen keinen Erfolg. Das Landessozialgericht (LSG)

rechnete zum Streitgegenstand außer dem Anspruch auf Altersruhe-

geld auch den Beanstandungsbescheid vom 15. Februar 1982, der

von der Beklagten zu Recht nach S 86 Abs 1 des Sozialgerichtsge-

setzes (SSG) als Gegenstand des Widerspruchsverfahrens angesehen

worden sei. Die Erfüllung der Wartezeit für das begehrte Alters-

ruhegeld hinge entscheidend davon ab, ob der Auslandsaufenthalt

von Juni 193ü bis Dezember 19H9 als Ersatzzeit ($ 28 Abs 1 Nr M

AVG) anrechenbar sei; der Kläger erfülle hierfür jedoch nicht die

Anrechnungsvoraussetzungen des 5 28 Abs 2 AVG. Bei dem mit R.

begründeten Beschäftigungsverhältnis habe es sich um kein ver—
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sicherungspflichtiges iS des hier in Betracht kommenden 5 28

Abs 2 Satz 2 Buchst b gehandelt, weil der Kläger aus dem bereits

angeführten Grund versicherungsfrei gewesen sei; die Beklagte

habe die dafür entrichteten Beiträge zu Recht beanstandet.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt der Kläger eine Ver-

letzung von 5 6 Abs 1 Nr 1 AVG, Nr 7a des Schlußprotokolls zum

DASVA und des Londoner Schuldenabkommens. Nach der Revisionsbe-

gründung stellt er

"auch in der Revisionsinstanz den Antrag aus der Kla—

schrift".

Die Beklagte beantragt,

das Berufungsurteil aufzuheben und den Rechtsstreit

an das LSG zurückzuverweisen.

Sie meint, daß in der vorliegenden Beitragsstreitigkeit der

Arbeitgeber R. nach 5 75 Abs 2 SGG hätte beigeladen werden müs-

sen, was im Revisionsverfahren nicht nachholbar sei.

Im Hinblick hierauf hat der Kläger im Schriftsatz vom 29. Fe—

bruar 198ü ebenfalls die Zurückverweisung an das LSG beantragt.

II

Der Rechtsstreit ist unter Aufhebung des Berufungsurteils an das

LSG zurückzuverweisen.
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Wie das LSG zu Recht ausgeführt hat, ist außer dem die Rente ab—

lehnenden Bescheid Gegenstand des Rechtsstreits auch der Bescheid

vom 15. Februar 1982, in dem die Beklagte die für die Beschäf-

tigungszeit bei R. entrichteten Beiträge beanstandet hat. Das

ergibt sich schon daraus, daß der Kläger in der Klageschrift

ausdrücklich die Berücksichtigung dieser Zeit als Versicherungs-

zeit beantragt hat; damit mußte sein Begehren zugleich auf die

Beseitigung des Beanstandungsbescheides gerichtet sein, weil

dieser einer solchen Berücksichtigung entgegensteht. Vor der Er-

hebung der Anfechtungsklage gegen diesen Bescheid war dessen

Rechtmäßigkeit in einem Vorverfahren nachgeprüft werden, wie das

5 78 SGG verlangt; ob das auf der Grundlage von S 86 Abs 1 SGG

geschehen konnte, ist unerheblich.

Uber die Anfechtungsklage gegen den Beanstandungsbescheid durfte

jedoch nicht ohne Beiladung von R. entschieden werden. Der 12.

Senat des Bundessozialgerichts hat bereits klargestellt
(Sole

1500 5 75 Nr 36), daß zu einem Rechtsstreit über die vom Renten-

versicherungsträger gegenüber einem Versicherten beanstandete

Wirksamkeit von entrichteten Pflichtbeiträgen der Arbeitgeber des

Versicherten nach 5 75 Abs 2 SGG beigeladen werden muß. Dem

schließt sich der erkennende Senat an. Mit der Beanstandung, de—

ren Charakter als Verwaltungsakt nicht mehr streitig ist, stellt

der Versicherungsträger die Unwirksamkeit von Beiträgen fest. An

diesem Rechtsverhältnis ist bei Pflichtbeiträgen aus einer Be-

schäftigung auch der Arbeitgeber beteiligt, weil er die Beiträge

getragen und bei Unwirksamkeit einen Erstattungsanspruch hat; das

hat zur Folge, daß über die Rechtswirksamkeit der Beiträge ge-
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genüber dem Versicherten und seinem Arbeitgeber nur einheitlich

entschieden werden kann (5 75 Abs 2 SGG, 1. Fall). Die unter-

bliebene Beiladung vermag der Senat nicht nachzuholen.

Damit leidet das Verfahren vor dem LSG, soweit es die Anfech-

tungsklage gegen den Beanstandungsbescheid betrifft, an einem im

Revisionsverfahren fortwirkenden prozessualen Mangel, der dazu

zwingt, den Rechtsstreit jedenfalls insoweit an das LSG zurück—

zuverweisen. Der Senat hat in die Zurückverweisung jedoch weiter

den Teil des Rechtsstreits einbezogen, der den Anspruch auf das

Altersruhegeld betrifft, obgleich der Arbeitgeber R. hierzu nicht

beizuladen ist. Eine eigene Entscheidung des Senats in der Sache

hierüber erscheint nämlich untunlich ($ 170 Abs 2 Satz 2 SGG).

Wie das LSG zutreffend ausgeführt hat, hängt der Anspruch auf

Altersruhegeld entscheidend davon ab, ob der Kläger mit der Be—

schäftigung bei R. 18 des 5 28 Abs 2 Buchst b AVG "eine renten—

versicherungspflichtige Beschäftigung aufgenommen hatte". Dazu

gehört, daß die Beschäftigung rentenversicherungspflichtig war

und daß Pflichtbeiträge dafür wirksam entrichtet sind (ständige

Rechtsprechung seit SozR Nr 6 zu 5 1251 RVG). Beides wird in dem

Rechtsstreit über die Anfechtungsklage gegen die Beitragsbean—

standung eigens geprüft. Unter diesen Umständen gebietet es die

Prozeßökonomie, daß hinsichtlich der Beschäftigung des Klägers

bei R. die Versicherungspflicht und die Beitragswirksamkeit nach

der Beiladung von R. in dem Rechtsstreit insgesamt einheitlich

beurteilt wird.

Mit seiner abschließenden Entscheidung wird das LSG auch über die
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Kosten des Revisionsverfahrens
zu befinden haben.
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